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- Drucksache 14/4256 - 


Zukunftsfähigkeit der Bundeswehr sichern - Wehrpflicht aussetzen 


A. Problem 

Nach Abbau des Ost- West-Gegensatzes hat sich die geostrategische Lage 
Deutschlands erheblich verbessert. Die Sicherung des Friedens ist oberstes Ziel 
deutscher Außen- und Sicherheitspolitik. Rückgrat der europäischen Friedens- 
ordnung auf der Grundlage gemeinsamer demokratischer Werte bleibt auch zu- 
künftig die Nordatlantische Allianz. 

Voraussetzung einer langfristigen transatlantischen Partnerschaft ist die Über- 
nahme größerer Verantwortung durch die Europäer. Deutsche Streitkräfte müs- 
sen im gesamten Aufgabenspektrum verwendbar, dabei auf einen raschen Ein- 
satz vorbereitet und für die wahrscheinlichsten Einsätze rasch verfügbar sein. 
Die gegenwärtige Struktur der Bundeswehr wird diesen Anforderungen nicht 
mehr gerecht. 

Nach Übergabe des Berichts der von der Bundesregierung eingesetzten Kom- 
mission „Gemeinsame Sicherheit und Zukunft der Bundeswehr“ gab der Bun- 
desminister der Verteidigung seine Entscheidungen im so genannten Eckpfei- 
ler-Papier bekannt. Während jedoch die Kommission für ihr Strukturmodell mit 
240 000 Soldaten und 80 000 zivilen Beschäftigten sowie einem Verteidi- 
gungsumfang der Streitkräfte von 300 000 Soldaten, einen höheren Flaushalts- 
ansatz für zwingend notwendig hält, stimmt der Bundesminister der Verteidi- 
gung einer mittelfristigen Reduzierung seines Etats zu. 

Die Rechnung kann nicht aufgehen. Die Zukunftsfähigkeit der Bundeswehr 
wird verspielt, weil Personalumfang und Mittelansatz in einem Unverhältnis 
zueinander stehen. 

Von der Bundeswehr wird seitens der NATO keine Wehrpflichtarmee, sondern 
eine einsatzbereite Armee gefordert. Sicherheitspolitisch ist die Allgemeine 
Wehrpflicht, die den zu hohen Personalumfang hervorruft, nicht mehr zwin- 
gend erforderlich. Wenn das nach dem im Eckpfeiler-Papier des Bundesminis- 
teriums der Verteidigung geforderte unausgewogene Verhältnis von verfügba- 
ren Flaushaltsstellen und Grundwehrdienst zu einer Situation führt, dass nur 
noch jeder vierte junge Mann zum Grundwehrdienst einberufen werden kann, 
können noch so gute gesellschaftspolitische Argumente für die Beibehaltung 



Drucksache 14/5088 


- 2 - 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


der Wehrpflicht unter diesen Umständen die unerträglich werdende Wehrunge- 
rechtigkeit nicht mehr kompensieren. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags. 

Der Antrag wurde mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und CDU/CSU gegen die Stimmen der Fraktion der F.D.P. 
bei Niehtbeteiligung der Fraktion der PDS abgelehnt. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Antrag auf Drucksache 14/4256 wird abgelehnt. 


Berlin, den 6. Dezember 2000 


Der Verteidigungsausschuss 

Helmut Wieczorek (Duisburg) Peter Zumkley 

Vorsitzender Berichterstatter 


Paul Breuer 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Peter Zumkley und Paul Breuer 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 124. Sitzung am 
12. Oktober 2000 den Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
auf Drucksache 14/4256 an den Verteidigungsausschuss zur 
federführenden Beratung, an den Auswärtigen Ausschuss 
und den Haushaltsausschuss zur Mitberatung überwiesen. 

II. 

Die Mitglieder des Auswärtigen Ausschusses haben den 
Antrag in der 54. Sitzung vom 8. November 2000 beraten 
und dem federführenden Ausschuss mit Stimmenmehrheit 
die Ablehnung empfohlen. 

Die Mitglieder des Haushaltsausschusses haben den An- 
trag in der 57. Sitzung am 26. Oktober 2000 beraten und 
dem federführenden Ausschuss mit Stimmenmehrheit die 
Ablehnung empfohlen. 

III. 

Der federführende Verteidigungsausschuss hat in seiner 
61. Sitzung am 6. Dezember 2000 nach Vorlage der mit- 
beratenden Stellungnahmen den Antrag auf Drucksache 14/ 
4256 abgelehnt. Diese Empfehlung wurde mit den Stimmen 
der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN und 
CDU/CSU gegen die Stimmen der Fraktion der F.D.P. bei 
Nichtbeteiligung der Fraktion der PDS getroffen. 

Aus Sicht der Fraktion der F.D.P. wird dargelegt, dass die 
Fraktion einen Antrag vorgelegt habe, der auch die Diskus- 
sion der letzten Monate berücksichtige. Ein wesentlicher 
Punkt sei der der Finanzen. So sei z. B. die Weizsäcker- 
Kommission zu dem Ergebnis gekommen, dass man einen 
höheren Haushaltsansatz benötige, wenn man eine Reform 
durchführen wolle. Dabei sei insbesondere eine Anschub- 
finanzierung vonnöten. Nach den Planungen des Bundes- 
ministers der Verteidigung gäbe es eine größere Armee als 
die, die die Weizsäcker-Kommission vorgeschlagen habe. 
Bedauerlicherweise sei es allerdings so, dass weniger Geld 
zur Verfügung stünde; dies werde beim aktuellen Haushalt 
deutlich und setze sich bei der mittelfristigen Finanzplanung 
fort. Man sei der Auffassung, Ausrüstung und Bewaffnung 
aber auch die Einsatzbereitschaft der Streitkräfte würden 
unter diesem Geldmangel leiden. Bezüglich der zukünftigen 
Wehrform sei die Fraktion zu dem Ergebnis gekommen, 
dass die Allgemeine Wehrpflicht sicherheitspolitisch nicht 
mehr zwingend erforderlich sei. Auch das Thema Wehrun- 
gerechtigkeit habe in den Diskussionen der letzten Wochen 
eine nicht unbedeutende Rolle gespielt. Wenn es Forderun- 
gen gäbe, Ersatzdienststellen auszubauen, um die Wehrge- 


rechtigkeit zu erhalten, d. h. sich die Wehrpflicht aus einem 
Ersatzdienst heraus legitimieren müsse, dann sei die Wehr- 
pflicht kaputt. Wehrpflicht könne nur bestehen, wenn sie 
sicherheitspolitisch erforderlich sei und zum anderen Wehr- 
gerechtigkeit gegeben sei. Man habe sechs konkrete Forde- 
rungen im Antrag erhoben, um die Zielsetzung des Antrages 
deutlich zu machen. 

Aus Sicht der Fraktion der SPD seien die im Antrag vorge- 
nommen Feststellungen, mit Ausnahme einiger Einzelhei- 
ten, richtig. Dies betreffe insbesondere die Darstellung über 
die Arbeit der Weizsäcker-Kommission. Mit den von der 
Fraktion der F.D.P. erhobenen Forderungen könne die Frak- 
tion der SPD jedoch nicht übereinstimmen. Vor allem könne 
man die geforderte Erhöhung des Mittelansatzes für 2001 
um 2 Mrd. DM nicht mittragen. Die Forderungen, den 
Beförderungsstau abzubauen, teile die Fraktion. Ein Pro- 
grammgesetz befürworte man grundsätzlich, halte im Au- 
genblick die Vorlage aber für kontraproduktiv. Im Übrigen 
könne man darüber nicht im Verteidigungsausschuss be- 
schließen, sondern benötige hierfür eine breite Mehrheit im 
Plenum. Ebenso könne man der Auffassung der Fraktion 
der F.D.P. in der Frage der Aussetzung der Wehrpflicht nicht 
zustimmen. Die Aussetzung der Wehrpflicht würde außeror- 
dentlich hohe Nachteile für die Streitkräfte bedeuten. Auch 
die Gesellschaft würde durch die Aussetzung der Wehr- 
pflicht Nachteile erleiden. Er denke, dass man die Wehr- 
pflicht für die nächsten zehn Jahre beibehalten müsse. 

Durch die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wird aus- 
geführt, dass die Argumentation der Fraktion der F.D.P. in 
ihrem Antrag nicht schlüssig sei. Es habe Reformen für eine 
Anschub Finanzierung gegeben, im Einzelplan 14 seien zu- 
sätzlich 2 Mrd. DM fest etatisiert, im Übrigen habe man 
eine Flexibilisierung für den Einzelplan 14 durchgesetzt. 
Mit diesem Plus für den Verteidigungsetat könne auch diese 
Reform umgesetzt werden. In dem Antrag vermisse man 
Hinweise, was geschehen solle, wenn die Bundeswehr z. B. 
an friedenserzwingenden Maßnahmen beteiligt sein solle. 
Diese Diskussion müsse noch geführt werden. 

Seitens der Fraktion der CDU/CSU wird deutlich gemacht, 
dass man dem Antrag der Fraktion der F.D.P. insbesondere 
wegen deren Forderung nach Aussetzung der Allgemeinen 
Wehrpflicht nur teilweise zustimmen könne. 

Die Fraktion der PDS legt dar, dass dieser Antrag auf Auf- 
rüstung setze, d. h. alle künftigen Konflikte mit militäri- 
schen Möglichkeiten bekämpfen wolle. Dies könne nicht 
die Zustimmung der Fraktion finden. Lediglich bei dem Be- 
gehren, die Wehrpflicht auszusetzen, stimme man mit der 
Fraktion der F.D.P. überein. 


Berlin, den 16. Januar 2001 

Peter Zumkley Paul Breuer 

B erichterstatter B erichterstatter 
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